
Herr Liene stellt den Antrag, die Entscheidung über die Fortschreibung des Konzeptes auf eine der 
nächsten Ausschusssitzungen des Ausschusses für Bauen und Verkehr zu verschieben, da es zurzeit in 
NRW verschiedene Anträge zum Thema Beitragserhebung  im KAG gebe. Allerdings sollen nicht alle 
Projekte geschoben werden, da es sonst aufgrund Personalengpässen zu erheblichen Bauverzögerungen 
kommen könne. Es sei derzeit nicht erkenntlich, wie eine Entscheidung des Landes ausfallen werde. 
Zudem erklärt er, für die FDP Fraktion sei aus der Verwaltungsvorlage nicht ersichtlich, wie und warum 
welches Bauvorhaben genau geplant ist. Er bitte, das Ausbaukonzept konkreter auszuarbeiten und 
insbesondere die Gründe für die Aufnahme ins Ausbaukonzept ausführlich zu erläutern. Die FDP Fraktion 
beantrage daher, den Tagesordnungspunkt in eine der nächsten Sitzungen zu verschieben, bis die 
Verwaltung das Ausbaukonzept entsprechend  neu ausgearbeitet habe. 
 
Herr Reisbitzen sieht für die CDU Fraktion einen ähnlichen Beratungsbedarf und spricht sich ebenfalls für 
eine Verschiebung des Tagesordnungspunktes aus. 
Herr Thienel äußert Bedenken, die Vorhaben, welche bereits beschlossen seien, wie den Ausbau der 
Leienbergstraße, zu verschieben. 
 
Herr Derscheid erläutert das in der Vorlage aufgeführte Konzept. Es handele sich hierbei lediglich um ein 
Update 2019. Das eigentliche Ausbau- und Unterhaltungskonzept, einschließlich Begründung und 
weiteren Fortschreibungen sei von Ausschuss und Rat bereits im Jahr 2014 ausführlich beraten  und 
beschlossen worden. In der vorgelegten Fortschreibung seien Maßnahmen aus verschiedenen Gründen 
im Wesentlichen lediglich zeitlich nach hinten gerückt. Im Übrigen hätten die politischen Gremien über die 
Mittelbereitstellung im Haushalt sowie die notwendigen Baumaßnahmebeschlüsse jederzeit die 
Möglichkeit, dass Konzept zu korrigieren. Ebenso könne bei jeder Fortschreibung eine neue Priorisierung 
erfolgen. Es sei festzuhalten, dass sich dieses Konzept deshalb bewährt habe, als es sowohl für die 
betroffenen Anlieger als auch Politik und Verwaltung neben der Planungsebene auch eine gewisse 
Verbindlichkeit gebe. 
Aus den in  2014 festgelegten Grundsätzen ergäbe sich somit eine gewisse Priorisierung. Eine weitere 
Detaillierung sei insofern mehr als schwierig, als es sich insbesondere für die späteren Jahre um 
Prognosen handele. 
Herr Sterzenbach führt ergänzend hierzu aus, dass das Ausbaukonzept nach allen zur Verfügung 
stehenden Erkenntnissen unter verschiedenen Aspekten erarbeitet werde. Verbal könnte das bei jeder 
anstehenden Maßnahme wiederholt werden.   
Herr Liene stellt fest, dass er nicht das Ausbaukonzept als solches in Frage stelle, sondern fordert eine 
Erweiterung der Tabelle in der Vorlage.  
 
Vorsitzender Müller hält fest, dass ab 2021 das Ausbaukonzept näher ausgeführt werden soll.  
 
Herr Liene schränkt seinen Antrag auf KAG-Maßnahmen ein. 
 
Herr Krieger beantragt, aufgrund laufender Änderungsanträge des KAG die Maßnahmen 2019 bis auf 
weiteres auszusetzen, bis eine Klärung des Sachverhaltes eingetreten ist.  
 
Herr Sterzenbach hält entgegen, wenn dem Antrag entsprochen werde, bedeute das eine Aufhebung des 
vorangegangenen Ausbaubeschlusses zur Leienbergstraße. Zusätzlich werde die Anlegung der 
Baustraße „Neuer Garten“ ebenfalls nicht beschlossen und damit könnten dort keine  Neubauvorhaben 
entstehen. Alle Aussagen aus der Fachwelt betonen, es sei nicht rechtmäßig, die KAG-Maßnahmen bis 
auf weiteres zu verschieben. Zudem ist die Ersatzfinanzierung der KAG-Maßnahmen nicht geklärt. 
Herr Krieger führt an, dass es zu Unverständnis bei den Bürgern kommen kann, welche die Maßnahmen 
in 2019 bezahlen müssen. 
Vorsitzender Müller erinnert daran, dass einem Gesetz, welches noch nicht außer Kraft getreten ist, Folge 
zu leisten sei. 
Herr Henders stimmt dem Ausbaukonzept zu, er erinnert nochmals daran, dass die spezifische Planung 
einer Ausbaumaßnahme vorgestellt werde und hier die Möglichkeit bestehe, der Ausbaumaßnahme nicht 
zuzustimmen. 
 
Nach Ende der Aussprache lässt Herr Müller über den folgenden Antrag der BfE abstimmen. 
 


